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Ministerium für Energiewende, Klimaschutz,  
Umwelt und Natur 
 

18. Der Zweck heiligt nicht die Mittel: Klimaschutz durch 
Moorvernässung muss wirksam und ordnungsgemäß er
folgen 

 
Das Umweltministerium finanziert die Vernässung von Mooren 
zu Zwecken des Natur- und Klimaschutzes. Dafür hat es bei der 
Stiftung Naturschutz Schleswig-Holstein 2 Fonds mit insgesamt 
50,3 Mio. € eingerichtet. Die Fondsvermögen sollten zukünftig im 
Landeshaushalt transparent ausgewiesen werden.  
 
Die Stiftung hat bislang von den zur Verfügung gestellten Mitteln 
nur 27,7 Mio. € verausgabt - überwiegend für Flächenerwerb. Nur 
15 % der Gesamtausgaben wurden für Vernässungsmaßnahmen 
eingesetzt. Nur diese sind jedoch klimawirksam. 
 
Das Umweltministerium sollte so lange von neuen Zuweisungen 
an die Fonds absehen, bis die Stiftung die angesparten 23 Mio. € 
in konkreten Projekten klimawirksam verwendet hat.  
 
Nach der Klimaschutzplanung des Umweltministeriums soll suk
zessive erreicht werden, ab 2030 bis zu 700.000 Tonnen CO2 pro 
Jahr zu vermeiden. Diese Größenordnung ist in dem angestreb
ten Zeitraum bis 2030 unrealistisch.  
 
Das Umweltministerium muss die Ziele für den Klimaschutz rea
listisch setzen und bei der Umsetzung die haushaltsrechtlichen 
Vorgaben besser beachten. 
 

18.1 Moorschutz hat Tradition 
 
In Schleswig-Holstein gibt es 129.800 ha Moorböden. Davon wird ein 
Großteil entwässert und landwirtschaftlich genutzt. Entwässerte Moore 
stoßen jedoch klimaschädliche Treibhausgase aus, insbesondere Kohlen
dioxid (CO2). 
 
Seit den 70er-Jahren ist der Moorschutz Teil des staatlichen Naturschut
zes. Mit Programmen zum Schutz von Nieder- und Hochmooren, für den 
Arten- und Biotopschutz, den Gewässer- oder Klimaschutz hat er unter
schiedliche Schwerpunkte. Ein wesentliches Instrument war und ist dabei 
die Vernässung. 
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2009 hat das Umweltministerium bei der Stiftung Naturschutz Schleswig-
Holstein (Stiftung) einen Moorschutzfonds errichtet. Seitdem stattet das 
Umweltministerium den Moorschutzfonds jährlich mit Finanzmitteln in un
terschiedlicher Höhe aus. Die Stiftung setzt die Mittel zur Flächensicherung, 
z. B. durch Ankauf, Pacht und für Renaturierungsmaßnahmen ein. Der 
Moorschutzfonds sichert die mehrjährigen Planungen der Projekte finan-
ziell ab. 
 
Aktuell besitzt die Stiftung 8.400 ha Hoch- und 11.800 ha Niedermoorflä
chen. Bis 2025 wurden davon 2.600 ha Moorflächen vernässt. Insgesamt 
besitzt die Stiftung 38.900 ha für Naturschutzzwecke.1 
 
2019 hat das Umweltministerium das Programm „Biologischer Klimaschutz 
durch Moorschutz und Neuwaldbildung“ aufgelegt.2 Ziel ist, bis 2030 eine 
Minderung der CO2-Emissionen von 717.500 Tonnen CO2-Äquivalent pro 
Jahr (t CO2-Äq/Jahr) zu erreichen. Der Schwerpunkt des Programms liegt 
auf der Moorvernässung, insbesondere durch den Erwerb von Nutzungs
rechten an Flächen. Zur Finanzierung hat das Umweltministerium 2020 bei 
der Stiftung einen weiteren Fonds, den Fonds „Biologischer Klimaschutz“, 
errichtet. Seine Zweckbestimmung ist weitgehend deckungsgleich mit der
jenigen des Moorschutzfonds. Auch diesen zweiten Fonds stattet das 
Umweltministerium jährlich mit Mitteln aus. 
 
Zusätzlich zu den Projekten, die aus den beiden Fonds finanziert werden, 
fördert das Umweltministerium Einzelmaßnahmen auch direkt. 
 

18.2 Tatsächlichen Mitteleinsatz transparent machen  
 
Im Landeshaushalt waren im Haushaltstitel 1313.02.894 03 für den Moor
schutzfonds zwischen 2014 und 2024 insgesamt 7,7 Mio. € eingeplant. 
Tatsächlich hat das Umweltministerium mit 20,5 Mio. € fast das Dreifache 
verausgabt. Der Großteil der Mehrausgaben wurde durch naturschutzrecht-
liche Ersatzzahlungen finanziert. Diese müssen Verursacher von Schäden 
an der Natur leisten, wenn die Schäden nicht ausgeglichen werden können. 
 
Zudem waren im Landeshaushalt für den biologischen Klimaschutzfonds 
zwischen 2020 und 2024 in mehreren Haushaltstiteln insgesamt 13,0 Mio. € 
eingeplant. Tatsächlich hat das Umweltministerium auch hierfür mehr aus 
den betreffenden Haushaltstiteln verausgabt: Insgesamt 29,8 Mio. €. Die 
Mittel dafür stammen aus Ersatzzahlungen, der Landeswasserabgabe und 
nicht verausgabten Landesmitteln, die über Deckungsringe aus anderen 
Haushaltstiteln zugeführt worden sind. 

 
1 Vgl. Umdruck 20/3411. 
2 Vgl. LT-Drs. 19/2326. 
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Das Umweltministerium hat mehr als doppelt so viele Mittel für den Moor- 
und biologischen Klimaschutz durch Moorvernässung aufgewendet wie 
veranschlagt war. Das Vorgehen des Umweltministeriums ist haushalts
rechtlich zulässig, da die Deckungsringe ebenfalls Teil des vom Landtag 
beschlossenen Haushaltsgesetzes sind.  
 
Das Vorgehen ist jedoch angesichts der hohen Abweichung von den ver
anschlagten Mitteln intransparent. Dem Parlament war es als Haushalts
gesetzgeber aufgrund der unvollständigen Information nicht möglich, den 
Mitteleinsatz für den Moor- und Klimaschutz mit anderen Bedarfen im 
Landeshaushalt abzuwägen und zu entscheiden. 
 
Das Umweltministerium muss zukünftig die für den Moor- und biologischen 
Klimaschutz tatsächlich eingesetzten Mittel beziffern und die Ansparung in 
Fonds bei der Stiftung für das Parlament transparent ausweisen. Nur so 
kann das Parlament sein Budgetrecht ausüben und als Haushaltsgesetz
geber über den Bedarf an zusätzlichen Mitteln entscheiden.  
 
Das Umweltministerium hat angekündigt, die Erläuterungen der Haus
haltstitel anzupassen und zu verdeutlichen, aus welchen Titeln den beiden 
Fonds Mittel zugeführt werden. Außerdem sollen die Fondsvermögen zu
künftig ergänzend zum Wirtschaftsplan der Stiftung im Haushaltsplan aus
gewiesen werden. 
 

18.3 Bürokratie abbauen: Fonds zusammenlegen  
 
Der überwiegende Teil der Ausgaben aus dem Landeshaushalt für Moor- 
und biologischen Klimaschutz ist in 2 Fonds bei der Stiftung geflossen. Bis 
2024 hat das Umweltministerium den Moorschutzfonds aus einer Vielzahl 
von Haushaltstiteln mit 20,5 Mio. € und den Fonds „Biologischer Klima
schutz“ mit 29,8 Mio. € gespeist.  
 
Von den insgesamt zugewiesenen 50,3 Mio. € hat die Stiftung bis 2024  
lediglich 27,7 Mio. € (55 %) verausgabt. Zum 31.12.2024 beliefen sich die 
liquiden Mittel in beiden Fonds auf insgesamt 23 Mio. € einschließlich  
Zinsen. 
 
Sowohl der Moorschutzfonds als auch der Fonds „Biologischer Klima
schutz“ haben eine weitgehend deckungsgleiche Zweckbestimmung. Die 
Stiftung fördert aus beiden Fonds vergleichbare Projekte.  
 
Das Umweltministerium sollte den Moorschutzfonds auflösen. Er ist das 
Vorläufermodell für den Fonds „Biologischer Klimaschutz“. Insgesamt würde 
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eine Zusammenlegung der beiden Fonds die Verwaltung übersichtlicher 
und wirtschaftlicher gestalten. 
 
Das Umweltministerium weist daraufhin, dass die Fonds jeweils auf Ba
sis von Landtagsbeschlüssen eingerichtet wurden und unterschiedliche 
Zielsetzungen, Laufzeiten und Monitorings hätten. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung. Wenn vorherige Maßnahmen von 
weitgehend inhaltsgleichen, neuen Beschlüssen überholt werden, muss 
der Übergang geregelt werden. Doppelstrukturen mit intransparentem 
Ressourceneinsatz sollten nicht einfach fortgeführt werden. Dies ist un
wirtschaftlich. Hier ist ein Abbau bürokratischer Strukturen geboten. 
 

18.4 Mittelbedarf für Fonds nachvollziehbar belegen 
 
Das Umweltministerium hat den Fonds die Haushaltsmittel auf Anforde
rung der Stiftung und ohne Nachweis eines konkreten Bedarfs zugewie
sen. Die Stiftung hätte die Höhe ihrer Mittelanforderung mit dem Bedarf für 
konkrete Projekte oder ausreichend konkreten Projektplanungen belegen 
müssen. Die Zuweisung erfolgte jedoch pauschal und in der exakten Höhe 
der am Jahresende noch frei verfügbaren Mittel im Deckungsring des 
Haushaltskapitels für Naturschutz. So verhinderte das Umweltministerium, 
dass die Mittel dem Landeshaushalt am Ende des Haushaltsjahres zu
gutekamen. Dort hätten sie kreditmindernd wirken können.  
 
Es ist nachvollziehbar, dass mehrjährige Projekte wie die Vernässung von 
Mooren über den entsprechenden Zeitraum finanziell abgesichert werden 
müssen. Hierfür kann ein Fonds ein geeignetes Instrument sein. Zu einer 
ordnungsgemäßen Fondsverwaltung gehört jedoch auch eine angemes
sene finanzielle Planung des Mittelbedarfs.  
 
Nicht nachvollziehbar ist, warum das Umweltministerium regelmäßig Fonds 
mit Haushaltsmitteln speist, für die über mehrere Jahre hinweg zu knapp 
50 % kein konkreter Bedarf besteht. Gleichzeitig hat das Umweltministerium 
hierfür jährlich neue Mittel im Haushaltsplan veranschlagt. Dieses Vorge
hen verstößt gegen das Gebot der Haushaltswahrheit, da kein Bedarf für 
die zusätzlich geplanten Mittel bestand.  
 
Das Umweltministerium steht in der Pflicht, zukünftig die erforderlichen 
Ausgaben im Haushaltsplan für den Moor- und biologischen Klimaschutz 
so genau wie möglich zu schätzen. Nur so gewährleistet das Ministerium 
das Budgetrecht des Parlaments und stellt eine belastbare Entscheidungs-
grundlage für den Landeshaushalt bereit. 
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Im Hinblick auf die angespannte Haushaltssituation des Landes sollte das 
Umweltministerium die Zahlungen an die Fonds bei der Stiftung aussetzen, 
bis die in den Fonds angesparten Mittel - unter Berücksichtigung eines an 
realistischen Schätzungen gemessenen finanziellen Puffers - zweckent
sprechend verwendet worden sind. 
 
Das Umweltministerium und die Stiftung haben erstmalig im November 
2025 mittelfristige Bedarfsplanungen für den Fonds „Biologischer Klima
schutz“ und den Moorschutzfonds aufgestellt. Danach sollen die freien 
13 Mio. € im Fonds „Biologischer Klimaschutz“ 2025 vollständig verwendet 
werden. Die Zuweisungen an den Moorschutzfonds hat das Umweltminis
terium 2025 ausgesetzt.  
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung. Zum 31.12.2024 enthielt der Fonds 
„Biologischer Klimaschutz“ 13 Mio. €. 2025 hat das Umweltministerium 
weitere 5,7 Mio. € zugewiesen. Von den insgesamt 18,7 Mio. € hat die Stif
tung 2025 tatsächlich nur 8 Mio. € verausgabt. Davon entfallen allein 
5 Mio. € auf das Klimapunkte-Verfahren. Damit war auch die Zuweisung 
2025 an den Fonds nicht erforderlich. 
 
Weiterhin betont das Umweltministerium, dass die in den Fonds einge
setzten zweckgebundenen Mittel aus naturschutzrechtlichen Ersatzgeldern 
und der Wasserabgabe nicht kreditmindernd im Landeshaushalt einge
setzt werden dürften. 
 
Der LRH weist darauf hin, dass die Mittel aus der Wasserabgabe dem 
Land zustehen und nur zu 70 % zweckgebunden zugunsten einer nachhal
tigen Gewässerbewirtschaftung verwendet werden müssen.1 Ihr Einsatz 
ist nicht auf den Moorschutz allein beschränkt. Die Mittel hätten auch 
zweckentsprechend an anderen Stellen im Landeshaushalt eingesetzt 
werden können. Dort hätten sie Landesmittel ersetzen können, sodass der 
Kreditbedarf des Landes entsprechend niedriger ausgefallen wäre. 
 

18.5 Umsetzbare Ziele im biologischen Klimaschutz setzen 
 
Ziel des Programms „Biologischer Klimaschutz“ des Umweltministeriums 
ist es, sukzessive bis 2030 jährlich die Treibhausgas-Emissionen um bis 
zu 717.500 t CO2-Äq zu mindern. Davon sollen 700.000 t CO2-Äq/Jahr 
durch vernässte Moore eingespart werden. Nach Angaben des Umweltmi
nisteriums sollen davon 414.000 t CO2-Äq/a auf bereits im Besitz der Stif
tung befindliche Moorflächen und deren Optimierung des Bodenwasser-

 
1 § 6 Abs. 3 Wasserabgabengesetz des Landes Schleswig-Holstein (LWAG) vom 

13.12.2013, zuletzt geändert mit Gesetz vom 13.12.2024, GVOBl. Schl.-H. S. 875, 924. 
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haushalts entfallen. Dabei bleibt unberücksichtigt, zu welchem Anteil diese 
Bestandsflächen bereits vernässt wurden. 
 
Weitere 286.000 t CO2-Äq/a sollen durch den Ankauf bzw. Nutzungsrechte 
für 8.000 ha Moorflächen eingespart werden.1 Um dies zu erreichen, 
müsste die Stiftung rechnerisch 800 ha pro Jahr für den Moorschutz ver
nässen. Die Realität ist davon weit entfernt: Von 2020 bis 2024 konnten 
lediglich insgesamt 703 ha gesichert werden und diese sind nur teilweise 
vernässt.  
 
Neben der langwierigen Flächensicherung steht auch die Priorisierung bei 
der Verwendung der eingesetzten Mittel einem wirksamen Klimaschutz 
entgegen: Die Stiftung hat zwischen 2009 und 2024 aus beiden Fonds 
insgesamt 16,9 Mio. € für Flächensicherung verausgabt. Das entspricht 
einem Anteil von 61 % an den Gesamtausgaben von 27,7 Mio. €. Vernäs
sungsmaßnahmen nehmen mit 4,12 Mio. € bzw. 15 % einen deutlich ge
ringeren Anteil ein. Die übrigen Ausgaben entfallen auf Personal- und 
Sachkosten, Gutachten und die Förderung Dritter.  
 
Erst wenn Vernässungsmaßnahmen vollständig umgesetzt sind, entfällt 
der Großteil des Ausstoßes von Treibhausgasen. Die Flächensicherung ist 
zwar eine Voraussetzung für bauliche Maßnahmen zur Vernässung, hat 
allein aber nur geringe positive Wirkungen auf den Klimaschutz. Der Aus
gabenschwerpunkt der Stiftung auf der Flächensicherung ist daher im Hin
blick auf einen zeitlich drängenden und wirksamen Effekt für den Klima
schutz kritisch zu sehen.  
 
Das Umweltministerium sollte zusammen mit der Stiftung prüfen, wie die 
für den Moor- und biologischen Klimaschutz verfügbaren Mittel wirksamer 
für den Klimaschutz eingesetzt werden können.  
 

18.6 Flächenerwerb zu Höchstpreisen stoppen 
 
Die Stiftung strebt die Sicherung von jährlich 800 ha Moorflächen an. Da
für möchte sie auf dem Bodenmarkt mit ihren Kaufofferten zum Zuge 
kommen und bietet daher regelmäßig Preise oberhalb der üblichen Markt
preise.  
 
Um Preise oberhalb der üblichen Marktpreise begründen zu können, hat 
die Stiftung zusammen mit dem Umweltministerium das sogenannte Klima-
punkte-Verfahren entwickelt. Dabei wird die Einsparung von Treibhausgas- 
Emissionen durch Vernässung der jeweiligen Fläche nach einem wissen

 
1 Vgl. LT-Drs. 19/2326. 
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schaftlichen Verfahren bestimmt und mit 40 €/t CO2 bewertet. Mit Ver
tragsabschluss treten die Flächeneigentümer für 30 Jahre ihre Nutzungs- 
und Vernässungsrechte an die Stiftung ab. Sie können zusätzlich auch 
das Eigentum an der Fläche gegen Zahlung eines Restwerts vollständig 
auf die Stiftung übertragen.  
 
Seit 2021 bis einschließlich März 2025 hat die Stiftung insgesamt 285 Ver
träge nach dem Klimapunkte-Verfahren abgeschlossen. Für insgesamt 
9,74 Mio. € konnten 585 ha gesichert werden. Die angebotenen Preise  
lagen deutlich über den üblichen Preisen: 
 
Der im Klimapunkte-Verfahren 2025 angebotene Preis für Unland von 
durchschnittlich 14.429 €/ha liegt um das Fünffache über dem förderfähigen 
Regelpreis von 3.000 €/ha, den das Umweltministerium außerhalb des 
Klimapunkte-Verfahrens für Unland anbietet. Unland sind Flächen, die 
landwirtschaftlich nicht genutzt werden können.  
 
Für Grünland hat die Stiftung 2025 nach dem Klimapunkte-Verfahren 
durchschnittlich 25.755 €/ha gezahlt. Außerhalb des Klimapunkte-Verfah-
rens hat das Umweltministerium den Grünlanderwerb zuletzt mit durch
schnittlich 15.156 €/ha zu 100 % gefördert. Der Abstand zwischen beiden 
Preisen beträgt 10.599 €/ha.  
 
Eine Prüfung der Angemessenheit des Kaufpreises nach dem Klimapunkte-
Verfahren findet nicht statt. Dies verstößt gegen haushaltsrechtliche Vor
gaben. Bei der nutzungsweisen Überlassung von Grundstücken sind die 
besonderen Regelungen des § 64 LHO zu beachten.1 Danach sind die 
Grundsätze sparsamer und wirtschaftlicher Haushaltsführung im Liegen
schaftsverkehr stets zu beachten. Bei Erwerb ist als Kaufpreis grundsätz
lich nicht mehr als der volle durch Wertgutachten ermittelte Wert zu ver
einbaren. Erfordert es das Interesse des Landes, ausnahmsweise einen 
höheren Kaufpreis zu akzeptieren, sind die Gründe aktenkundig zu ma
chen.2 Das Klimapunkte-Verfahren mit flächendeckend überhöhten Kauf
preisen fällt nicht unter diese Ausnahmeregelung.  
 
Das Umweltministerium hat den Flächenerwerb nach dem Klimapunkte-
Verfahren mit dem Finanzministerium abgestimmt. Das Finanzministerium 
hat zugestimmt, dass weitere Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen für den Ein-
satz des Verfahrens nicht erforderlich seien. 
 
Dies verstößt gegen haushaltsrechtliche Bestimmungen zur Wirtschaftlich
keit und Sparsamkeit. Danach sind für alle finanzwirksamen Maßnahmen 

 
1 Ziff. 6 Verwaltungsvorschriften zu § 63 LHO. 
2 Ziff. 2.3 Verwaltungsvorschriften zu § 64 LHO. 
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angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen nach den Vorgaben der 
Landeshaushaltsordnung durchzuführen.1 
 
Bei der Entscheidung über die Anwendung des Klimapunkte-Verfahrens 
hätten das Umweltministerium und das Finanzministerium die damit ver
bundene Belastung für den Haushalt berücksichtigen müssen: Um die 
nach dem Programm „Biologischer Klimaschutz“ innerhalb von 10 Jahren 
angestrebte Gesamtfläche von 8.000 ha Moor zu sichern, sind nach dem 
Klimapunkte-Verfahren mehr als 133 Mio. € erforderlich.  
 
Die Flächensicherung zu Marktpreisen wäre nur halb so teuer. 
 
Hinzu kommen die Baukosten für die Vernässung, ohne die die Treibhaus-
gase nicht reduziert werden können. Die Kosten für die Vernässung be
wegen sich laut Stiftung bei durchschnittlich 20.000 €/ha. Für 8.000 ha 
Moorfläche, die für die insgesamt angestrebte CO2-Reduktion erforderlich 
sind, betragen die Vernässungskosten danach 160 Mio. €.  
 
Das Umweltministerium teilt die Einschätzung des LRH nicht. Das  
Entgelt, welches sich am Klimaschutzpotenzial orientiere, werde für die 
Übertragung der Nutzungs- und Vernässungsrechte gezahlt, nicht für das 
Übertragen des Eigentums durch einen Ankauf. Der Bezug zu § 64 LHO 
sei bezüglich des Entgelts nicht passend, da es keinen Kaufpreis darstelle. 
Ein geeignetes Verfahren zur Prüfung der Angemessenheit des Klima
punkte-Entgelts werde erarbeitet. Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung des 
Klimapunkte-Verfahrens werde ebenfalls nachgeholt. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung. Wenn das Umweltministerium 
dauerhaft von den Vorgaben der LHO abweichen möchte, braucht es hier
für ein geordnetes und transparentes Verfahren. 
 

18.7 Kosten des biologischen Klimaschutzes realistisch planen 
 
Nach den Berechnungen des LRH werden sich die Kosten für die Umset
zung des biologischen Klimaschutzes durch Moorvernässung zwischen 
2020 und 2030 ohne Berücksichtigung von Kostensteigerungen auf ins-
gesamt 293 Mio. € belaufen. 
 
In der Landesstrategie zur Sicherung der biologischen Vielfalt (Biodiversi
tätsstrategie/Kurs Natur 2030)“2 hat das Umweltministerium 2021 hinge
gen die Kosten für den biologischen Klimaschutz mit dem Klimapunkte-
Verfahren mit 35,4 Mio. € bis 2030 angegeben. 

 
1 § 7 Abs. 2 Satz 1 LHO mit zugehörigen Verwaltungsvorschriften. 
2 Vgl. LT-Drs. 19/3266, S. 131. 
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Insgesamt liegen die tatsächlich anfallenden Kosten für die Umsetzung 
des Programms „Biologischer Klimaschutz“ um mehr als 250 Mio. € über 
den gegenüber dem Parlament bezifferten Kosten. 
 
Das Umweltministerium muss die Flächensicherung für die Moorvernäs
sung umgehend haushaltsrechtskonform ausgestalten, eine ordnungsge
mäße Wirtschaftlichkeitsbetrachtung für das Klimapunkte-Verfahren durch
führen und die Angemessenheit der Kaufpreise nach den üblichen Maß-
stäben für Angemessenheitsgutachten belegen. 
 
Außerdem muss es seine Berichterstattung an das Parlament in Überein
stimmung mit der tatsächlichen Umsetzung und ihren Kosten bringen, den 
möglichen Beitrag des biologischen Klimaschutzes zum Klimaschutz rea
listisch beziffern und den finanziellen Aufwand für das Programm biologi
scher Klimaschutz im Landeshaushalt einschließlich der in den Fonds bei 
der Stiftung angesparten Mittel transparent darstellen. 
 
Das Umweltministerium weist daraufhin, dass die Kosten für Moorver-
nässungen von 293 Mio. € Maximalwerte darstellten. 
 
Der LRH stützt sich bei seiner Kostenberechnung auf Angaben der Stif
tung zu aktuellen Baukosten für Moorvernässungen. Darin waren abseh
bare Baukostensteigerungen noch nicht enthalten. 
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19. Steigender Mittelbedarf für Wasserwirtschaft im Binnen
land muss eingeplant werden 

 
500 Wasser- und Bodenverbände gewährleisten die Be- und 
Entwässerung in Schleswig-Holstein. Sie unterhalten Gewässer, 
Rohrleitungen, Schöpfwerke und Regionaldeiche. Dafür erhalten 
sie über den Landesverband der Wasser- und Bodenverbände 
jährlich 6,5 Mio. € vom Umweltministerium.  
 
Infolge des Klimawandels und des Alters der Anlagen steigt der 
Investitionsbedarf. Hierauf müssen sich die Wasser- und Boden
verbände und das Umweltministerium einstellen. 
 
Das Umweltministerium beauftragt den Landesverband mit Auf
gaben. Dabei hat das Umweltministerium das Haushalts- und 
Zuwendungsrecht zukünftig besser zu beachten. Es muss die 
Wirtschaftlichkeit seiner Aufgabenübertragung nachweisen, die 
Finanzierung sicherstellen und für Fördermaßnahmen Förder
richtlinien erlassen.  
 

19.1 Gewässerunterhaltung erfolgt in Selbstverwaltung  
 
Schleswig-Holstein ist im Binnenland von vielen Gewässern geprägt. Dabei 
sind Bundeswasserstraßen oder Landeshäfen Gewässer erster Ordnung. 
Alle verbleibenden Gewässer sind Gewässer zweiter Ordnung. Eigentümer 
von Gewässern, Anlieger und Eigentümer von Grundstücken, die Vorteile 
haben, sind verpflichtet, die Gewässer zweiter Ordnung zu unterhalten. 
Diese Verpflichtung geht mit einer Pflichtmitgliedschaft in Wasser- und 
Bodenverbänden (WBV) einher. WBV dienen damit ihren Mitgliedern und 
dem öffentlichen Interesse. 
 
Es gibt 500 WBV in Schleswig-Holstein. Ihre Struktur richtet sich nach den 
Gewässereinzugsgebieten. Die WBV unterhalten insgesamt 20.000 km  
offene Fließgewässer, 6.500 km Rohrleitungen, 1.500 km Regionaldeiche 
und 342 Schöpfwerke. Zusätzlich können sie weitere Aufgaben wahrneh
men. 
 
Die WBV werden vorwiegend ehrenamtlich geführt. 218 Verbände, das 
heißt knapp die Hälfte der WBV, haben sich in unterschiedlichen Integra-
tionsstufen zu größeren organisatorischen Einheiten zusammengeschlos
sen, um ihre Aufgaben effizienter wahrzunehmen. 
 
Der Landesverband der Wasser- und Bodenverbände (Landesverband) ist 
die Dachorganisation der WBV. Er ist eine Körperschaft des öffentlichen 
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Rechts ohne Gebietshoheit mit 12 Mitarbeitern. Seine wirtschaftliche Lage 
ist stabil. Seine Mitglieder leisten Beiträge in Abhängigkeit von ihrer Ver
bandsfläche und der Länge der zu unterhaltenden Gewässer. Der Landes
verband ist für die Übertragung von Aufgaben des Landes eine zuverlässi
ge und geeignete Organisation. 
 

19.2 Klimawandel und veraltete Anlagen lassen Unterhaltungskosten  
steigen 
 
Das Umweltministerium steuert die Aufgabenwahrnehmung der WBV, um 
dabei das öffentliche Interesse zur Geltung zu bringen. Die Steuerung er
folgt über öffentlich-rechtliche Verträge, Zielvereinbarungen und Zuwen
dungen. In die Verfahren wird der Landesverband eingebunden. 
 
2022 bis 2024 hat das Umweltministerium dem Landesverband insgesamt 
22,7 Mio. € Fördermittel zugewiesen. Davon entfallen 86 % bzw. 
19,5 Mio. € auf die Förderung von Unterhaltungsmaßnahmen. Der Lan
desverband reicht die Fördermittel für Unterhaltungsmaßnahmen in einem 
jährlichen Zuwendungsverfahren an die einzelnen WBV weiter. Die Aufga
benwahrnehmung ist zwischen dem Umweltministerium und dem Landes
verband vertraglich vereinbart. 
 
Ergänzt wird der Vertrag durch eine Zielvereinbarung (ZV). Mit ihr regelt 
das Umweltministerium die Bedingungen für die Gewährung der jährlichen 
Zuwendungen von 6,5 Mio. € für Unterhaltungsmaßnahmen. Davon werden 
5,5 Mio. € wie folgt eingesetzt: 56 % für die Unterhaltung und den Betrieb 
von Schöpfwerken, 31 % für die Unterhaltung von Gewässern und 13 % 
für die Unterhaltung von Regionaldeichen. Den verbleibenden Teil in Höhe 
von 1 Mio. € gewährt das Umweltministerium für die Erfüllung besonderer 
Anforderungen an eine schonende Gewässerunterhaltung und den Betrieb 
von Schöpfwerken. Die Förderquote, das heißt der Anteil der Zuwen-
dungen des Umweltministeriums an den Gesamtaufwendungen der WBV 
von jährlich 23,7 Mio. € für diese Aufgaben, liegt bei durchschnittlich 27 %. 
 
2017 hat der Landesverband im Rahmen des Projekts „Weitblick Wasser“ 
eine Prognose des künftigen Finanzbedarfs aufgestellt. Die Folgen des 
Klimawandels und die technische Veralterung der Schöpfwerke erhöhen 
den Unterhaltungsbedarf. Der Landesverband schätzt, dass die Aufwen
dungen auf 30 Mio. € in 2030 und auf 42,5 Mio. € in 2050 ansteigen wer
den. Der Deich- und Hauptsielverband Dithmarschen geht als großer 
Hauptverband aufgrund der Inflation und gestiegener Baukosten von ei
nem noch höheren Kostenanstieg aus. 
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Die steigenden Kosten für die Aufgabenerledigung werden die Beitrags-
zahler der WBV und das Land als Zuschussgeber in den nächsten Jahren 
vor zunehmende Herausforderungen stellen. 
 
Das Umweltministerium teilt die Auffassung des LRH. Es sieht allerdings 
in erster Linie die WBV in der Pflicht, für den Erhalt vorhandener Anlagen 
entsprechende Rücklagen zu bilden. 
 

19.3 Monitoring-Aufgaben beim Landesamt für Umwelt bündeln 
 
Die Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)1 schreibt den Mitgliedstaaten der EU 
die Überwachung des chemischen und ökologischen Zustands und des 
ökologischen Potenzials der Oberflächengewässer (Monitoring) vor. Für das 
Monitoring werden abwechselnd in allen Flussgebietseinheiten in einem 
Turnus von 3 Jahren biologische, hydromorphologische und chemische 
Untersuchungen durchgeführt und ausgewertet. Mithilfe der Ergebnisse 
wird die Gewässergüte bewertet und an die EU berichtet. 
 
Das Umweltministerium hat die biologischen und weitere Teilaufgaben des 
Monitorings vertraglich auf den Landesverband übertragen. Damit sollen 
der Landesverband und die WBV in den Aufgabenbereich eingebunden 
werden. Bei der Durchführung der übertragenen Aufgaben unterstützt das 
Landesamt für Umwelt (LfU) den Landesverband mit zahlreichen Dienst
leistungen. 
 
Das Umweltministerium sollte die Wirtschaftlichkeit der Übertragung von 
Teilaufgaben auf den Landesverband prüfen. Dafür sollte es einen Ver
gleich mit der Wirtschaftlichkeit der gebündelten Wahrnehmung aller Moni
toring-Aufgaben beim LfU durchführen.  
 
Das LfU nimmt gegenwärtig bereits den Hauptteil der Monitoring-Aufgaben 
nach der WRRL wahr. Die Aufgabenbündelung beim LfU würde Schnitt
stellen vermeiden und den Verfahrensablauf insgesamt vereinfachen. 
 
Das Umweltministerium betont die bessere Akzeptanz der Gewässer-
untersuchungen bei den Landwirten, wenn der Landesverband in diese 
eingebunden sei. Die Einbindung des LfU in das Monitoring solle geprüft 
werden. 
 
Der LRH unterstreicht, dass die Gewässeruntersuchungen seit ihrer Ein
führung 2000 mittlerweile zur Routineaufgabe geworden und gut akzeptiert 

 
1 Art. 8 Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.10.2000 

zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der 
Wasserpolitik (Wasserrahmenrichtlinie, WRRL), ABl. EU L 327 vom 22.12.2000 S. 1. 
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sind. Dies zeigen auch laufende Projekte zum freiwilligen Schutz der Ge
wässerqualität der Ostsee. Aufgrund der Haushaltslage steht nun die wirt
schaftliche Organisation des Monitorings im Vordergrund. 
 

19.4 Gewässerrandstreifen-Programm ohne rechtmäßige Finanzierung 
 
Das Umweltministerium hatte den Landesverband vertraglich auch mit der 
Aufgabe betraut, Gewässerrandstreifen zu sichern. Der Vertrag lief vom 
01.01.2019 bis 31.12.2022. 
 
Gewässerrandstreifen sollen als Puffer den Eintrag von Nährstoffen und 
Pflanzenschutzmitteln von landwirtschaftlich genutzten Flächen in Gewäs
ser verhindern und Raum für eine natürliche Gewässerentwicklung bieten. 
Sichern heißt, dass die WBV die Flächen erwerben oder vertraglich ver
einbaren, dass ihre landwirtschaftliche Nutzung gegen Entschädigung 
dauerhaft eingeschränkt wird. Dabei unterstützte der Landesverband die 
WBV: Er stimmte alle Kaufverträge mit dem Umweltministerium ab, warb die 
Fördermittel beim Umweltministerium ein und zahlte sie in einem Zuwen
dungsverfahren an die WBV aus. 
 
Das Umweltministerium hat bei der Fördermaßnahme haushaltsrechtliche 
Vorschriften nicht ausreichend beachtet. So fehlte z. B. die vorgeschriebene 
Förderrichtlinie. Auch eine Anhörung des LRH sowie die vorgeschriebene 
Erfolgskontrolle sind nicht erfolgt. 
 
Fraglich ist zudem, ob der Vertragsabschluss mit dem Landesverband 
überhaupt zulässig war. Der Vertrag regelte, dass das Umweltministerium 
dem Landesverband für die Flächensicherung jeweils zu Beginn des 
Haushaltsjahres 1 Mio. € zur Verfügung stellt, über den der Landesver
band unterjährig verfügen konnte. Die Finanzmittel sollten aus Ausgabe
resten der Landeswasserabgabe finanziert werden. Ob während der ver
einbarten 4-jährigen Vertragslaufzeit immer ausreichend Ausgabenreste 
vorhanden sein würden, um den Vertrag erfüllen zu können, konnte das 
Umweltministerium bei Vertragsabschluss nicht vorhersehen. 
 
Haushaltsrechtlich ist vorgeschrieben, dass Maßnahmen, die das Land zur 
Leistung von Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren verpflichten können, 
nur zulässig sind, wenn der Haushaltsplan dazu ermächtigt. Eine solche 
Ermächtigung lag für die 4-jährige Vertragslaufzeit jedoch nicht vor. 
 
Das Umweltministerium hätte auf dieser Basis den Vertrag mit dem Lan
desverband nicht abschließen dürfen. 
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Das Umweltministerium trägt vor, dass hinsichtlich der Verfügbarkeit von 
Restmitteln für die Finanzierung zu keiner Zeit Zweifel bestanden hätten. 
Es habe keine ungedeckten Finanzierungszusagen für einzelne Grund
stückskäufe gegeben. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung. 
 

19.5 Förderziel Gewässerrandstreifen aus den Augen verloren 
 
Das Gewässernetz in Schleswig-Holstein ist insgesamt 30.000 km lang. 
Die WRRL verpflichtet das Umweltministerium, die Qualität von Gewässern 
zu verbessern. Ein Instrument dafür sind Gewässerrandstreifen. 
 
Das Umweltministerium erachtete die bereits gesetzlich geregelten 5 m 
breiten Randstreifen1 und die bis 2018 eingerichteten breiteren Gewässer
randstreifen auf 1.178 km Länge als nicht ausreichend. Deshalb sollten ab 
2019 auf freiwilliger Basis verstärkt mindestens 10 m breite Randstreifen in 
Vorranggebieten eingerichtet werden.  
 
Dafür hat das Umweltministerium ein Förderprogramm aufgelegt und den 
Landesverband vertraglich mit der Durchführung für 4 Jahre beauftragt. 
Ziel des Programms war, jährlich bis zu 60 km Gewässerrandstreifen,2 
insgesamt also 240 km einzurichten.  
 
Die Flächen wurden von den WBV gesichert, die dafür eine 100 %-Förde-
rung vom Landesverband erhielten. Dabei haben Landesverband und  
Umweltministerium eng zusammengearbeitet: Das Umweltministerium hat 
die Förderfälle vor der Bewilligung der Zuschüsse einzeln geprüft und ge
nehmigt. Um am Bodenmarkt ausreichend Flächen erwerben zu können, 
hat das Umweltministerium Angebotspreise für den Flächenerwerb festge
legt, die durchschnittlich 10 % über dem Marktpreis lagen. 
 
Insgesamt hat das Umweltministerium während der 4-jährigen Programm
laufzeit 6 Mio. € für die Flächensicherung verausgabt. Es wurden insge
samt 256 Hektar (ha) gesichert, davon 72 % durch Kauf und 28 % durch 
dauerhafte Nutzungseinschränkung.  
 
Bei 256 ha und 10 m breiten Gewässerrandstreifen wären rechnerisch bis 
zu 256 km Randstreifen möglich gewesen. Dies hätte der Zielsetzung des 
Programms entsprochen. Tatsächlich wurden in den 4 Jahren jedoch nur 

 
1 § 38 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31.07.2009, BGBl. I S. 2585, zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 22.12.2023, BGBl. I 2023 Nr. 409 i. V. m. § 26 Landeswassergesetz 
(LWG) vom 13.11.2019, GVOBl. Schl.-H. S. 425, zuletzt geändert mit Gesetz vom 
13.12.2024, GVOBl. Schl.-H. S. 875. 

2 Niederschrift Umwelt- und Agrarausschuss vom 22.08.2018, Ziff. 4. 
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insgesamt 54 km Gewässerlänge durch Randstreifen geschützt. Dies ent
spricht 21 % der möglichen Gewässerlänge und 23 % der Zielsetzung des 
Förderprogramms. 
 
Das Umweltministerium begründet dies damit, dass die vorgeschriebene 
10 m-Breite für Gewässerrandstreifen eine Mindestbreite sei. Auch breitere 
Gewässerrandstreifen seien möglich gewesen. Nach Auslegung des Um
weltministeriums handelt es sich somit auch bei den geförderten mehreren 
Hektar großen Flächen, die nur geringfügig an Gewässer angrenzen, um 
Gewässerrandstreifen.  
 
Diese Interpretation des Begriffs „Gewässerrandstreifen“ entspricht nicht 
der Zielsetzung des Programms. Ziel war es, möglichst viele Gewässer 
durch Randstreifen zu schützen. Mit dem gewählten Vorgehen konnte das 
gesetzte Ziel nicht erreicht werden. Die Wirksamkeit des Programms ist 
dadurch erheblich gesunken. Der Zielerreichungsgrad von 23 % des Pro
grammziels belegt eine unzureichende Wirtschaftlichkeit des Förderpro
gramms insgesamt.  
 
Zukünftig muss das Umweltministerium die Förderung von Gewässerrand
streifen wirtschaftlicher gestalten und die dafür eingesetzten Haushaltsmit
tel sparsamer einsetzen. 
 
Das Umweltministerium trägt vor, dass es in der Praxis nicht realisierbar 
sei, ausschließlich Teilgrundstücke zu kaufen, da die Eigentümer bestrebt 
seien, gewässernahe Flächen vollständig abzugeben. Es sei vorgesehen 
gewesen, größere Flächen zu erwerben, um die Flächen auch in anderen 
Projekten der naturnahen Gewässerentwicklung zu verwenden.  
 
Der LRH bekräftigt, dass das Umweltministerium die Fördermittel teilweise 
nicht zielkonform eingesetzt hat. Flächeneigentümer haben nachweislich 
und programmkonform Teilgrundstücke von 10 m Breite als Gewässer
randstreifen veräußert. Das Umweltministerium hat dafür sogar die Kosten 
für die Einmessung neuer Flurstücke getragen. 
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20. Kommunale Wärmeplanung - Energiewendeministerium hat 
keine Strategie für die Dekarbonisierung des Wärmesektors 

 
Schleswig-Holstein will bis 2040 erstes klimaneutrales Industrie
land werden. Das bedeutet auch, dass in den nächsten 14 Jahren 
der Wärmesektor dekarbonisiert und transformiert werden muss.  
 
Die Dekarbonisierung des Wärmesektors beinhaltet eine bei
spiellose und umfangreiche Änderung der Energie-Infrastruktur 
des Landes. Der Kommunale Wärme- und Kälteplan ist deshalb 
ein essenzieller Teil der Wärmewende. Er zeigt die Möglichkeiten 
der Transformation des gesamten Wärmebereichs in einer 
Kommune auf. Ziel ist, mit dem Kommunalen Wärme- und Kälte
plan verlässliche und planungssichere Investitionsentscheidun
gen abzuleiten. 
 
Das Energiewendeministerium sieht die kommunale Wärme- und 
Kälteplanung als zentralen Bestandteil seiner Wärmewende-
strategie. Weder zu den Zielen, die im Einzelnen erreicht werden 
sollen, noch zu den Umsetzungsmaßnahmen hat es konkrete 
Vorstellungen. 
 
Das Energiewendeministerium braucht aber als Aufsichts-
behörde eine schlüssige Strategie, um die Wärmewende in 
Schleswig-Holstein erfolgreich umzusetzen. Ein solches strate
gisches Vorgehen ist aktuell nicht zu erkennen. Wie den Kom
munen unter diesen Rahmenbedingungen die vollständige 
Dekarbonisierung des Wärmesektors in den verbleibenden 
14 Jahren gelingen soll, ist fraglich. 
 

20.1 Ausgangslage zur geplanten Wärmewende 
 
Schleswig-Holstein wollte Vorreiter der Wärmewende in Deutschland sein 
und ist mit der Verpflichtung zur Aufstellung der kommunalen Kälte- und 
Wärmepläne 2021 früh gestartet. Grundlage ist das Energiewende- und 
Klimaschutzgesetz (EWKG).1 

  

 
1  Gesetz über die Energiewende, den Klimaschutz und die Anpassung an die Folgen des 

Klimawandels (Energiewende- und Klimaschutzgesetz - EWKG) vom 07.03.2017 in der 
Fassung vom 02.12.2021, gültig ab 17.12.2021 bis 28.03.2025. 



188 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2026 

Die Bundesregierung hat mit ihrem Wärmeplanungsgesetz von 2023 die 
Bemühungen der Landesregierung eingeholt und überholt. Mit dem Inkraft
treten des Wärmeplanungsgesetzes (WPG)1 und der Gründung des Kom
petenzzentrum Kommunale Wärmewende (KWW) wurden für die bundes
deutsche Wärmewende neue Maßstäbe gesetzt. Anpassungen im EWKG 
wurden notwendig, um auf die Vorgaben des Bundes zu reagieren. 
 
Mit der Novellierung des EWKG 2025 wurde darauf reagiert und auch das 
Zieljahr von 2045 auf 2040 angepasst. Nun muss die Treibhausgas-
(THG-) Neutralität im Wärmesektor in den Kommunen bis 2040 erreicht 
werden. 
 

Zielkorridor Erneuerbare Energien-Anteil im Bereich Wärme 

 
2020 

Soll in % 
2020 

Ist in % 
2025 

Soll in % 
2030 

Soll in % 
2040 

Soll in % 
2045 

Soll in % 
Land 18 18 22 38 bis 50 100 − 
Bund 14 15 20,5 50 k. A. 100 

Tabelle 17: Zielkorridor Erneuerbare Energien-Anteil im Bereich Wärme 
Quelle: Darstellung LRH mit den Zahlen der geprüften Stelle 

 
Nach Erstellung der kommunalen Wärme- und Kälteplanung (KWKP) blei
ben jetzt nur noch 14 Jahre für deren Umsetzung in den Kommunen. Um 
dieses ambitionierte Ziel erreichen zu können, sind die Kommunen massiv 
auf Unterstützung angewiesen. Die Landesregierung sollte sich deshalb 
an den Vorgaben und Angeboten des Bundes orientieren und, wo es sinn
voll ist, diese ergänzen. Doppelstrukturen, wie z. B. das im Mai 2025 
gegründete landeseigene Wärmekompetenzzentrum (WKZ), sind unwirt-
schaftlich. Dieses Angebot kam für die Kommunen viel zu spät, es hätte 
seine Arbeit mit der Verpflichtung zur Erstellung der KWKP bereits 2021 
aufnehmen müssen. 
 
Aufgrund der mangelnden Erkenntnisse nach Auswertung der KWKP ist in 
Schleswig-Holstein keine zielgerichtete Förderkulisse initiiert worden. Das 
am 13.03.2026 veröffentlichte Förderprogramm „Quartierswärmemanage
ment“2 greift keinen neuen Bedarf auf. Quartiersbetrachtungen, vor allem 
im Gebäudesanierungsbereich, waren schon immer Bestandteil der Arbeit 
der Klimaschutzmanager in den Kommunen. 
 
Zudem sind die Bezirksschornsteinfeger seit 2017 verpflichtet, die Hei
zungsanlagen mit einem Effizienzlabel zu versehen. Zum einen haben die 

 
1  Wärmeplanungsgesetz vom 20.12.2023, BGBl. I 2023 Nr. 394, zuletzt geändert durch 

Art. 9 des Gesetzes vom 22.12.2025, BGBl. I 2025 Nr. 348. 
2  Richtlinie des Landes Schleswig-Holstein für die Gewährung von Zuwendungen zur 

Förderung von Quartierswärmemanagement (kurz: QWM vom 20.02.2026,  
Amtsbl. Schl.-H. 2026 Nr. 108. 
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Betreiber von Feuerungsstätten im Rahmen der Kehrpflicht und der 
Feuerstättenschau regelmäßig Kontakt mit dem Schornsteinfeger. 
 
Zum anderen wird sich das Aufgabengebiet des Schornsteinfegers mit 
fortschreitender Dekarbonisierung grundlegend ändern. Eine Aufgaben-
erweiterung im Sinne der Beratung der Immobilienbesitzer kann deshalb 
eine berufliche Perspektive darstellen. Dafür wäre eine umfassende Schu
lung der Schornsteinfeger im Vorweg erforderlich, um die Qualität der 
Beratung zukünftig sicherzustellen. 
 
Auch die Ankündigung der Verdoppelung der Förderhöhe für die Förde
rung nachhaltiger Wärmeversorgungssysteme stellt aus Sicht des LRH 
keine gezielte Förderung der Potenziale in Schleswig-Holstein dar. 
 
Hier wird weiterhin mit der Gießkanne jede Form von nachhaltigen 
Wärmeversorgungssystemen gefördert, anstatt gezielt für Schleswig-
Holstein relevante Energie-Effizienz-Potenziale zu unterstützen. Aufgrund 
der kritischen Haushaltslage sollte die Landesregierung sich an den 
Förderangeboten des Bundes orientieren und diese über landeseigene 
Förderprogramme sinnvoll ergänzen. 
 
Mehr als die Hälfe der Kommunen haben in ihren KWKP eine Gebäude-
sanierungsrate zwischen 1,6 und 2 % jährlich veranschlagt, um den 
Gebäudewärmebedarf bis zum Zieljahr 2040 deutlich zu reduzieren. Diese 
Sanierungsraten liegen jedoch mehr als doppelt so hoch wie die aktuelle 
Sanierungsquote in Schleswig-Holstein mit 0,9 %. Bereits 2023 lag die 
Kapazitätsauslastung im Ausbaugewerbe schon bei 87 % der maximalen 
Kapazitätsauslastung.1 Eine Verdopplung der Kapazitäten, um die hohen 
Sanierungsquoten und damit die Energieeinsparungen zu erreichen, ist 
daher nicht realistisch. 
 
Daneben muss die Umstellung der Wärmebereitstellung mittels Erneuer
barer Energien oder unvermeidbarer (industrieller) Abwärme vorange
bracht werden, um die THG-Neutralität im Wärmesektor überhaupt zu 
erreichen. 
 
Die Prüfungsfeststellungen zur kommunalen Wärme- und Kälteplanung im 
Einzelnen: 

  

 
1  Bundesinstitut für Bau-. Stadt- und Raumforschung, Basisanalyse kommunaler Wärme

pläne, 11/2025, S.7 
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20.2 Aufgaben der Kommunen bei der Wärmewende nicht unterschätzen 
 
Wärme wird benötigt als Raumwärme, Prozesswärme und Warmwasser-
wärme. Dieser Wärmebedarf wird den Sektoren 
 
• Haushalte, 
• Gewerbe, Handel und Dienstleistungen (GHD) sowie 
• der Industrie 
 
zugeordnet. 

Prozentuale Verteilung des Wärmebedarfs  
in Schleswig-Holstein 2022 nach Sektoren 

 
Haushalte 

% 
GHD 

% 
Industrie 

% 
Gesamt 

% 
Raumwärme 40 21 2 62 
Prozesswärme 3 4 19 26 
Warmwasser 9 3 0 12 
Gesamt 52 27 21 100 

Tabelle 18: Prozentuale Verteilung des Wärmebedarfs 
Quelle: Tabellen und Abbildungen zum Monitoring Energiewende und Klimaschutz Schles
wig-Holstein 2024, Tabellenblatt L8; eigene Darstellung des LRH (Angaben auf volle Prozen
te gerundet) 

 
Auf die Raum- und Warmwasserwärme in den Sektoren Haushalte und 
GHD Schleswig-Holsteins entfallen rund 73 % der Treibhausgas-Emissio-
nen des Wärmesektors. Dieser Wärmebedarfsanteil ist Gegenstand der 
Betrachtung der kommunalen Wärme- und Kälteplanung. 
 
Um die Klimaschutzziele im Gebäudesektor zu erreichen, ist neben ent
sprechenden Dämmungs- und Sanierungsmaßnahmen eine Wärme-
versorgung aus Erneuerbaren Energien notwendig. 
 
Für die Dekarbonisierung der Wärmeversorgung werden verschiedene 
Technologien zur Anwendung kommen. Neben einer dezentralen Wärme
versorgung mittels Wärmepumpen, Pelletheizungen oder Ähnlichem wer
den an geeigneten Standorten zentrale Wärmeversorgungsnetze eine 
wichtige Rolle spielen. Dies bedeutet, dass unter anderem der Ausbau von 
bestehenden und die Errichtung neuer Nah- und Fernwärmenetze ange
gangen werden muss. Ebenso muss das Ertüchtigen der in die Jahre ge
kommenen Stromnetze konsequent in den Fokus rücken. 
 
Der KWKP ist deshalb ein wichtiger Teil der Wärmewende. Er zeigt die 
Möglichkeiten der Transformation des gesamten Wärmebereichs in einer 
Kommune auf. Der KWKP ist jedoch eine nicht rechtsverbindliche Pla
nungsgrundlage, die kontinuierlich fortgeschrieben werden muss. 
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Er soll die Kommunen in die Lage versetzen, das Ziel des treibhausgas
neutralen Gebäudebestands und dessen Möglichkeiten für die Öffent-
lichkeit aufzuzeigen. Dazu werden die wirtschaftlichen Möglichkeiten und 
Potenziale für den Bereich der Wärme- und Kälteerzeugung, -nutzung,  
-verteilung sowie -speicherung erhoben und dargestellt. 
 
Der KWKP muss eine Steigerung der energetischen Gebäudesanierung 
berücksichtigen und dazu anleiten. Zusätzlich soll er insbesondere zur 
Identifikation und Entwicklung von Flächen zur Wärmeerzeugung mit 
Erneuerbaren Energien sowie zur Entwicklung von Wärme- und gegebe
nenfalls Kältenetzen dienen. Auf Basis der vorhandenen Infrastruktur, z. B. 
der elektrischen Energieversorgungsnetze (380 kV, 110 kV), der Wärme
versorgungsnetze, dem Gebäudebestand und dem Wärme- sowie Kälte
bedarf, sollen Potenziale ermittelt und deren langfristige Entwicklung in der 
Kommune dargestellt werden. Ziel ist, mit dem KWKP verlässliche und 
planungssichere Investitionsentscheidungen zu unterstützen. 
 
Der KWKP einer Kommune muss alle Wärmeverbraucher sowie Erzeuger 
im Planungsgebiet einbeziehen und koordinieren. Er liegt in der Zustän
digkeit der Kommune. Sie ist darauf angewiesen, dass alle Beteiligten, 
Erzeuger wie auch Abnehmer, mit ihr zusammenarbeiten. Ohne diese 
Zusammenarbeit wird die Wärmewende nicht gelingen. Hierfür muss ent
sprechendes Fachpersonal in der Kommune vorhanden sein. Es ist nicht 
zielführend, diese fachplanerische gesamtgesellschaftliche Aufgabe aus
schließlich extern, z. B. von Ingenieursbüros, betreuen zu lassen. Dem 
LRH ist bewusst, dass es die Kommunen gerade in Zeiten sehr ange
spannter Haushaltslagen vor eine weitere große Herausforderung stellt. 
 
Einen KWKP zu erstellen ist ein erster Schritt zur Dekarbonisierung des 
Wärmesektors. Die kommunale Wärme- und Kälteplanung alleine jedoch 
wird noch keine Einsparung an Treibhausgas-Emissionen bewirken. Wich
tig für die Erreichung der Klimaschutzziele ist vielmehr deren Umsetzung. 
 
Diese Umsetzung wird in Teilen zu einer Neugestaltung des öffentlichen 
Raums führen. Allerdings verfügen Kommunen nur selten über ent-
sprechende Flächen im öffentlichen Raum, somit sind sie insbesondere 
auf die Kooperationsbereitschaft von Grundstückseigentümern angewie
sen. Hier müssen klare rechtliche Grundlagen geschaffen werden, die die 
allgemeinen öffentlichen Interessen mit den Interessen Einzelner abwägen 
und in Einklang bringen. 
 
Bei der Umsetzung und Fortschreibung des KWKP werden die zu bewerk
stelligenden Aufgaben, die damit einhergehenden Risiken und die benötig
ten Finanzmittel in den Kommunen weiter zunehmen. 
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20.3 Fehlende Projektstrukturen im Energiewendeministerium 
 
Mit der Novellierung des EWKG 2021 hat das Land die 35 größten Kom
munen verpflichtet, eine kommunale Wärme- und Kälteplanung durchzu
führen. 
 
„Wärme- und Kältepläne im Sinne dieses Gesetzes sind gemeindliche 
Beschlüsse, die für das gesamte Gemeindegebiet räumlich differenziert 
festlegen, wie das Ziel einer treibhausgasneutralen Wärme- und Kälte-
versorgung in der Gemeinde bis spätestens 2045 erreicht werden soll,“1 
 
Das Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur (Ener
giewendeministerium) geht davon aus, "dass die Wärme- und Kältepläne 
dem Land wichtige Erkenntnisse im Hinblick auf den Stand der Wärme
wende, die zukünftigen Maßnahmen und auch den erforderlichen Unter
stützungsbedarf liefern werden. Auf Grundlage dessen kann das Land 
dann weitere erforderliche Maßnahmen prüfen und umsetzen“. 
 
Die Dekarbonisierung des Wärmesektors beinhaltet eine beispiellose und 
umfangreiche Änderung der Energie-Infrastruktur. Bei Vorhaben dieser 
Größenordnung ist es erforderlich, sowohl auf Landes- als auch Kommu
nalebene Werkzeuge und Methoden des Projektmanagements einzu-
setzen. 
 
Die Landesregierung hat hierfür das „Projektmanagement-Handbuch 
(PM-Handbuch)“ herausgegeben und ein Kompetenzzentrum Projekt-
management (KPM) der Landesverwaltung Schleswig-Holstein in der 
Staatskanzlei eingerichtet. 
 

Phasen des Projektmanagements 

 
Abbildung 21: Phasen des Projektmanagements 
Quelle:  PM-Handbuch des Landes 

 
1  § 2 Abs. 19 Gesetz zur Energiewende und zum Klimaschutz in Schleswig-Holstein 

(Energiewende- und Klimaschutzgesetz Schleswig-Holstein - EWKG) vom 03.07.2017 
Stand: 2021. 
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„Dieses PM-Handbuch beschreibt den Projektmanagement-Standard 
(PM-Standard) des Kompetenzzentrums Projektmanagement der Landes
verwaltung Schleswig-Holstein (KPM). Der PM-Standard basiert auf einer 
Anpassung von PRINCE2 und Elementen weiterer etablierter Standards, 
ergänzt um Erkenntnisse aus eigenen Projekten sowie aus der internatio
nalen Projektmanagement-Fachwelt. (…) Gut organisierte Projektarbeit 
hilft, Probleme besser zu verstehen, gezielter Lösungen zu entwickeln, 
Projektbeteiligte und -betroffene systematischer einzubeziehen und 
schneller die angestrebten Ziele zu erreichen. Denn Methoden zum 
Projektmanagement sind entwickelt worden, um gerade schwierige, kom
plexe und besonders risikobehaftete Aufgaben erfolgreich bewältigen zu 
können.“1 
 
Ein gezieltes Projektmanagement war und ist im Handeln des Energie
wendeministeriums nicht erkennbar. 
 

20.4 Inhaltliche Vorgaben des Energiewendeministeriums fehlten 
 
Das Energiewendeministerium sieht die kommunale Wärme- und Kälte
planung als zentralen Bestandteil seiner Wärmewendestrategie. Zu den 
Zielen, die im Einzelnen erreicht werden sollen, hatte es aber keine kon
kreten Vorstellungen. Dies zeigt sich unter anderem bei: 
 
• der Festlegung des Verteilungsschlüssels für die Konnexitätsmittel, 
• den fehlenden inhaltlichen Vorgaben sowie 
• den fehlenden Bewertungskriterien bei der Prüfung der KWKP. 
 
Den 35 Kommunen wurden 1,7 Mio. € an Konnexitätsmitteln bewilligt. Da 
diese Konnexitätsmittel für die Kommunen nicht auskömmlich waren, 
haben diese weitere 1,1 Mio. € bereitgestellt. Zusätzlich sind interne 
Kosten unter anderem für Personal entstanden. Der vom Energiewende
ministerium gewählte Verteilungsschlüssel der Konnexitätsmittel führte 
insbesondere bei kleineren und finanzschwachen Kommunen zu Quali
tätseinbußen oder zu zusätzlichen Kosten der kommunalen Wärme- und 
Kälteplanung. 
 
Das Energiewendeministerium hat keine inhaltlichen Vorgaben für die 
Ausgestaltung der KWKP gemacht, obwohl es nach dem EWKG von 2021 
dazu ermächtigt war: „Das für Energie und Klimaschutz zuständige 
Ministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem für Bauen zustän
digen Ministerium durch Rechtsverordnung weitere Anforderungen an die 

 
1  Der Ministerpräsident - Staatskanzlei: Kompetenzzentrum Projektmanagement (KPM) der 

Landesverwaltung Schleswig-Holstein (Version 1.07 vom 05.06.2024). 
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Inhalte und das Verfahren zur Aufstellung des kommunalen Wärme- und 
Kälteplans festzulegen.“1 
 
Erst auf Initiative des Ministeriums für Inneres, Kommunales, Wohnen und 
Sport (Kommunalministerium) wurde ein Kriterienkatalog für die Vergabe 
der kommunalen Kälte- und Wärmeplanung erstellt. Dieser kam Ende 
2023 jedoch deutlich zu spät für die 35 Kommunen, die bereits ein Jahr 
später den aufgestellten KWKP beschließen sollten. 
 
Eine frühzeitige Unterstützung der Kommunen durch das Energiewende
ministerium hätte folgende Punkte beinhalten müssen: 
• Das Festlegen von konkreten Anforderungen an die Inhalte und das 

Verfahren zur Aufstellung der kommunalen Wärme- und Kälteplanung. 
• Die rechtzeitige Bereitstellung eines Muster-Leistungsverzeichnisses 

und einheitliche Kriterien für die Auswahl und rechtskonforme Beauf
tragung der Planungsbüros. 

• Das Bereitstellen eines Musters bzw. einer Vorlage für den KWKP. 
• Das Bereitstellen einer zentralen, standardisierten Datenaufnahme, in 

der die Ergebnisse der KWKP gesammelt und später ausgewertet wer
den können. 

 
Auch die frühzeitige Einbindung und Schulung der (Ober)-Bürgermeister, 
die frühzeitige Ausbildung von „Wärmeplanern“ nach den Kriterien des 
Landes und ein Umschulungs-/Weiterbildungsprogramm der Schornstein
feger hätten wesentlich zu einem besseren Ergebnis der kommunalen 
Kälte- und Wärmeplanungen beigetragen. 
 

 
Abbildung 22: Unterstützung der Kommunen durch das Land 
Quelle: LRH 

 
1  § 7 Abs. 5 Gesetz zur Energiewende und zum Klimaschutz in Schleswig-Holstein 

(Energiewende- und Klimaschutzgesetz Schleswig-Holstein - EWKG) vom 03.07.2017 
Stand: 2021. 
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Das Energiewendeministerium hat zwar unterstützende Angebote initiiert. 
Hierzu zählen das Einrichten eines WKZ, Gespräche zwischen der Lan
desverwaltung und den Kommunen, das Erstellen und Bereitstellen der 
Wärmeliniendichte- und Wärmebedarfskarten sowie die zentrale Daten-
erhebung durch die Schornsteinfeger. Diese Angebote kamen für die 
ersten 35 Kommunen aber viel zu spät. Dadurch ging wertvolle Zeit verlo
ren und unnötige Kosten wurden verursacht.  
 
Im Ergebnis hat das Energiewendeministerium das Ergiebigkeitsprinzip 
und damit das Wirtschaftlichkeitsgebot gemäß § 7 LHO nicht befolgt. Hin
zu kommt, dass Schleswig-Holstein zwar seit 2017 rund 13 Mio. € in die 
Wärmewende investiert hat, jedoch keine Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 
gemäß Verwaltungsvorschrift zu § 7 LHO dazu vorgenommen hat. 
 
Wirtschaftliches Handeln setzt voraus, dass die Ziele, die erreicht werden 
sollen, bekannt sind und die notwendigen Maßnahmen sich aus diesen 
Zielen ableiten. 
 

20.5 Inhaltliche Bewertung der kommunalen Wärmeplanungen durch das 
Energiewendeministerium: Fehlanzeige 
 
Das EWKG von 2021 sieht in § 7 Abs. 10 eine Prüfung der KWKP durch 
das Energiewendeministerium vor. „Das für Energie und Klimaschutz 
zuständige Ministerium prüft die Einhaltung der Vorgaben der Absätze 
2 bis 4 sowie 6 und 7. Es kann bei Verstößen gegen die Verpflichtungen 
aus den Absätzen 2 bis 4 sowie 6 und 7 eine Nachbesserung verlangen.“1 
 
Das Energiewendeministerium hat 2023 für die Ausschreibung und Ver-
gabe der KWKP Kriterien definiert, die für die Erfüllung der Anforderung 
des EWKG erforderlich sind. Diese Kriterien hat es aber selber bei der 
Bewertung der KWKP nicht angewendet. Nach eigenen Angaben habe 
das Energiewendeministerium die KWKP ausgewertet und auf die recht-
lichen Vorgaben geprüft. Es sei aber keine inhaltliche Kontrolle im Sinne 
der Nachberechnungen der einzelnen KWKP oder eigener Bestands- oder 
Potenzialanalysen erfolgt. Nach Auffassung des Energiewende-
ministeriums trage die Kommune die Verantwortung für den Inhalt der 
KWKP. 
 
Von den 30 vorliegenden Beschlüssen zum KWKP beanstandete das 
Energiewendeministerium keinen einzigen, obwohl 4 Kommunen den 
Beschluss nicht bis Ende 2024 gefasst hatten und beispielsweise nur 

 
1  § 7 Abs. 10 Gesetz zur Energiewende und zum Klimaschutz in Schleswig-Holstein 

(Energiewende- und Klimaschutzgesetz Schleswig-Holstein - EWKG) vom 03.07.2017 
Stand: 2021. 
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17 von 30 KWKP die Anforderungen an die Potenzialanalyse erfüllen. 
Nachbesserungen hat das Energiewendeministerium von den Kommunen 
nicht verlangt. Aufgrund der stark unterschiedlichen Qualität der KWKP 
kommt das Energiewendeministerium im Fazit seiner Auswertung der 
KWKP deshalb auch nur zu allgemeingültigen Erkenntnissen. Die Erkennt-
nisse, dass die Umsetzung identifizierter Maßnahmen, die Kommunikation 
mit den beteiligten Akteuren und die Senkung des Energiebedarfs von be
sonderer Bedeutung sind, waren auch ohne KWKP bereits vorher bekannt. 
 
Das passt insofern zusammen, da das Energiewendeministerium auch 
keine übergeordnete Strategie für die Dekarbonisierung des Wärme-
sektors benennen konnte. Es verweist dazu lediglich auf den Klimaschutz
plan 2030. Das ist jedoch nicht ausreichend, denn der Klimaschutz
plan 2030 hat das Zieljahr 2030 zur Grundlage und nicht das im EWKG 
festgeschriebene Gesamtziel der THG-Neutralität 2040.  
 
Im Wärmesektor wird zudem auf die Bundespolitik und die dortigen Maß
nahmen verwiesen, wobei die Landesziele im Gebäudesektor Schleswig-
Holsteins bereits jetzt um 26 % verfehlt werden.1 
 
Das Energiewendeministerium sieht von einer Stellungnahme zum 
Bemerkungsbeitrag ab. 

  

 
1  Projektionsberichterstattung zur Erreichung der Klimaschutzziele 2030 in Schleswig-

Holstein. 
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